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'" der Abgeordneten !.)r. T· ö n c i 6, Mit t end 0 r f e r, Franz Ni 2" Y r 
.. ,-: ".' ,. , ce'.' .• 

und Genossen 

~n den Bundesminister für soziale Verwaltung, 

betreff'end. die Be$t?h~if·tiguhg ausländischer Arb ei tskräfte in Osterreidh .. 
-. : ,.' . ~ I >~, . 

.....- . .....; 
Seit Jahren hat d::te österreichische Wirtschaft unter einerri äkirten 

ArbcitskräftemangEüschdrt zu leideft. Besonders während der Saiso',ll siIiddie 

Betriebe vielfä~h hieht in der Lage~ die an sie gestellten Anforderungen 

-zu erfüllent Of~kÖ.blie~ LieferveX'pfiichturtg~,nhicht rechtzeitig erfüllt 

oc1$:I1' Aufträge fiberhaupt nicht:üb ernommen werden.- Daraus erg~b eil Sieh Ge"':; 
I ".' . . . ". '. )", • ..' . '.' '. . , . 

fahren fürdenRU,f und Zweifelähder Le isttingsfähigkeit der ost er:reich:t~ 

e schehWirtschaft al+t c:i;en Weltmä.rkten.~ Der 11ängel an Arbeitskräft.en hindert 

vor aliem auoh 'där~i1,i alle Möglichkeiten für eine Yergrosseru,ng .de.s Völks:-
. , ... -.' -"'". . '" 

eitikömi:i1ens auszuschöpfen·j die Nachteile Jrtiissen vq!.i ,der gesäIIitE)h ·Österr~:d .. 

bh.1sohen Bäv51kerllilg getragen werden.. 

In ällenWeö·tÜßihen Industrieiändern Wtir!iedL~ser EJitwiöklti.hg düi'öh 

eine grö Ei szügj,geB sscfüäft'igtingau slandis eher Arbei tSKtlaft e aus den4!ldtisti::Ap_­

armen Geb1stefi SüdetirClpas Rechnung getragsi\.Nurin{jsterrei,ch,hä1t rrian 

c:i:taöh 171e vor an·der .reichspechtlichen Verördntihg Über die J3esch~H;tigung 

auslandisoher:Ai'beit·skräfte aus dem Jähredergj}t\ssten Arbeit slosigkeit19 33 
fest tin tl beiiii tztsie ais Instrument, um die Grenzen :für Arbeiter aus }lem 

Ausland weitgehend ,gesöhlössen zu halten, währendderz eit·rtiiid 80.066 Öster-
I ~ .. . .. 

reicher im Auslahd besChäft~gtsind.Ein voni Btindesministeritiin :fursozia1e 

Vernaltungim Maf 1966 ausgea.rbeiteter Entwtirf für em neues. /üisiänder­

b9~Chäft1gungsge§etz lehnt sich so eng an die genanhte Verordnuhg a.n, dass 
". ,: -

dadurch keine Erleichterung eingetreten wäre~ Es .kOhnte daher' nicht über--

räschen; dass er in Xreisen dei ttirt abhaft auf Wi de±-stand stiess, ti:m.9.0-

mehr als Er irrt krisaen Widerspruch zur gesamteuröpäisöhen Eht'w~Ckltihg staht. 

Auf Grund e1nes Schreibens des Österreichlsdhen @~werkschäftsbündes 
an das Bundesm:l.1i:lsterfulh fü±' soziale Verwalttilig wurden 

Arbeitskrafte für die Betriebe des Fremdenverkehrs freigegeben. Zeitungs"'" , 

nachrichteh war zu enthehmen, dass 1lieitere ~hÖ5Ö Arbeitskräfte für das 

Baugewerbe freigeigeben t"uia.eh. Die genafuiten Zählen 3;~e1Chen jedoch üicht 

aimäharnd aus; i1nl die dringehdstehBedürfnisse zu befriediget'ü Im Fremden ... 

vGrkehr v~erdeh mindestens 3. 2ÖÖ, ' im B augeV~e:tb e 15 .ÖÖOund in der Industrie 

rUncl 3Ö~OÖO Ausländer ben6tigt. 10 Zusaniiriehhang lhit den Zusagen des 
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Österreichischen Gewerkschaftsbundes hat das Ilundesministerium f'tir:'soziare 

VorHaltung Dienstanweisungen an alle Landesarbeitsämter erlassen, die in 

Verletzung des rechtsstaatlichen Pi-inzips d8r gcgenwäJ:!tigen Rechtslage 

nicht entsprechen und ausserdem nouerliche Erschwerungen für die Beschäfti­

gung von Aus Hindern enthalton. Als besonders schV'wrwiegend ist anzusehen, 

dass die Landesarbeitsämter und die Arbeitse,mter angewiesen wurden, Be­

schäftigungsgenehmigungen erst dann zu erteilcm 9 wqnn sie von der Landos­

exekutive des ÖsterreichischEm Ge'werkschaftsbundes Informationen darüber 

eingoholt haben, ob der antragstellende Betrieb die lohn- und arbeits­

rechtlichen Bedingungen erfüllt, womit praktisch dem Österreichischen 

Gevlerkschafts1mnd nicht nur die Entscheidung darüber überlassen wird, 

vlolcho Betrieqe überhaupt Ausländer beschäftigan dürfen 9 sondern üb erdies 

einG Kompetenz eingeräumt wird, die nur dem l.rbcitsgericht zukommt. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Bundesminister 

fEr soziale Verwaltung die 

Anfrage: 

Ist <loI' HeI'r Bundesminister für soziale Verwaltung bereit, 

1 .. dafür Sorge zu tragen, dass schon in nächster Zeit emn den heutigen 

Bedürfnissen eut sprechender Entwurf für ein neues .A.usländerb Gschäftigungs­

gesetz, der dem Gedanken einer l'leitestgehenden Liberalisierung dies Arbeits­

marktc:s Rechnung trägt, ausgearbeitet, dem vorgesehenen Begutachtungsver­

fahren unterzogen und sodann der parlamentarischen Behandlung zugeleitet 

17ird~ 

2. umgeherid Massnahmen zu ·}rgreifen 9 c.ie darauf abzielen 9 bis zur 

o 

V0rabschiedung eines n?uen Ausländerbl:schäftigungsgJsetzes den gesetz- G 
mässigen Zustand hinsichtlich dus VerfahrGns zur Erteilung der Beschäfti­

gungsgenehmi~~g wieder herzustellen und den Behörden der Arbeitsmarktver~ 

vJaltung nahezulegen, dass sie alles daransetzen, um die Wirtschaft in .die 

Lage zu vorsetzen, in ausreichendem Masse ausländische Arbeitskräfte 

beschäftigen zu können? 

-.-.-
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